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Kurzfassung 

Der Legislaturplan stellt das oberste politische Planungs- und Steuerungsinstrument der Regie-
rung dar, in welchem die Schwerpunkte des staatlichen Handelns für die nächsten vier Jahre de-
finiert sind. Er ist dem Kantonsrat bis Ende Oktober des Wahljahres zur Kenntnisnahme vorzule-
gen (§ 15 Abs. 2 WoV-Gesetz). Mit dem Planungsbeschluss kann der Kantonsrat den Regierungs-
rat verpflichten, den Legislaturplan im Sinne der Vorgabe zu erstellen oder anzupassen (§ 17 
WoV-Gesetz). 
 
Der Legislaturplan 2013 - 2017 ist sehr stark von den finanziellen Rahmenbedingungen geprägt. 
Nach der vorliegenden Finanzplanung wird sich die Finanzlage des Kantons Solothurn trotz den 
beschlossenen Sparmassnahmen (Massnahmenplan 2013) in den kommenden Jahren weiter ver-
schlechtern. Ohne Gegensteuer wird das erarbeitete Eigenkapital Ende 2015 aufgezehrt sein. 
Regierungs- und Kantonsrat müssen daher Mittel und Wege finden, um den Finanzhaushalt des 
Kantons wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Mit dem Massnahmenplan 2014 sind strukturelle 
Reformen mit einem Einsparpotential von rund 150 Mio. Franken vorgesehen.  
 
In Anbetracht dieser finanzpolitischen Situation ist der Handlungsspielraum für neue Vorhaben 
sehr klein. Die Wiederherstellung des Haushaltgleichgewichtes hat absolute Priorität und steht 
daher an erster Stelle im Legislaturplan. Im Planungsprozess galt es jeweils abzuwägen, wo Leis-
tungen abgebaut oder reduziert werden können, wo der Standard beizubehalten ist und wo In-
vestitionen in die Zukunft möglich bleiben müssen. 
 
Im beiliegenden Legislaturplan zeigen wir im Kapitel ‚B. Politische Schwerpunkte‘ auf, welche 
Herausforderungen den Kanton in den nächsten vier Jahren erwarten und mit welchen Mass-
nahmen wir diesen begegnen wollen. Damit soll der Kanton Solothurn auf Kurs gehalten und 
gezielt gestärkt werden. 
 
Im Rahmen der weiteren Planung (Massnahmenplan 2014, IAFP, Mehrjahresprogramme, Glo-
balbudgets, Sachvorlagen etc.) wird es aufgrund der finanziellen Entwicklung unabdingbar sein, 
klare Prioritäten zu setzen und notfalls Abstriche vorzunehmen. 
 
Mit der Vollzugskontrolle erstatten wir Ihnen Bericht über die Ausführung der im Legislaturplan 
2009 - 2013 enthaltenen Massnahmen. Jede Massnahme enthält eine Angabe über den Realisie-
rungsstand (Stichtag: 31. Juli 2013).  
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Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Botschaft und Entwurf zum Legislaturplan 2013 - 2017 (Bei-
lage 1) und zur Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2009 - 2013 (Beilage 2).  

1. Einleitung 

Im Legislaturplan umschreiben wir die Herausforderungen und definieren die strategischen Zie-
le und Handlungsziele der Amtsperiode. Damit richten wir die politische Planung auf überge-
ordnete und mittelfristige Ziele aus und geben die Stossrichtung für die Politik der nächsten vier 
Jahre vor.  

Ausgehend vom Leitbild für den Kanton Solothurn haben wir uns an der Strategie ‚Nachhaltige 
Entwicklung‘ mit den drei Dimensionen Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft orientiert. Die im 
Legislaturplan aufgeführten strategischen Ziele sind deshalb den folgenden drei Leitsätzen des 
Leitbildes zugeordnet: 

1. Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Kantons Solothurn stärken; 

2. Natürliche Lebensgrundlagen nachhaltig schützen; 

3. Gesellschaftlichen Zusammenhalt wahren. 

Die strategischen Ziele werden wiederum durch mehrere Handlungsziele konkretisiert. Diese 
sind anhand von Indikatoren und Standards messbar und enthalten Angaben zur zeitlichen Prio-
rität und zum gesetzgeberischen Anpassungsbedarf. 

Soweit möglich haben wir die Zielsetzungen im Legislaturplan mit dem Massnahmenplan 2014 
abgestimmt. Die strukturellen Reformen erfordern jedoch noch intensive Diskussionen am ‚Run-
den Tisch‘. Es ist daher nicht auszuschliessen, dass einige der im Legislaturplan aufgeführten 
Vorhaben im Rahmen des Massnahmenplans überdacht, mit einer anderen Prioritätensetzung 
versehen oder auf eine spätere Zeitspanne verschoben werden müssen. 

Die Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2009 - 2013 entspricht der Struktur des bisherigen Le-
gislaturplans. Jede Massnahme enthält eine Angabe über den Realisierungsstand (Stichtag: 31. 
Juli 2013). 

2. Gesetzliche Grundlagen 

Artikel 78 Absatz 2 unserer Kantonsverfassung (KV; in der Fassung vom 16. Mai 2004) bestimmt, 
dass der Regierungsrat zu Beginn jeder Amtsperiode einen Legislaturplan erstellt und am Ende 
der Amtsperiode dem Kantonsrat über die Ausführung berichtet. 

Der Legislaturplan umschreibt die politischen Schwerpunkte der Amtsperiode (§ 15 Abs. 1 WoV-
Gesetz). Er gibt insbesondere Auskunft darüber, welche politischen Ziele mit welchen Verwal-
tungsleistungen und Ressourcen innerhalb welcher Frist erreicht werden sollen. Er enthält eine 
Prioritätenordnung für die geplanten Massnahmen und die Planung der Gesetzgebung. Der Re-
gierungsrat erstellt den Legislaturplan und legt ihn dem Kantonsrat bis Ende Oktober des Wahl-
jahres zur Kenntnisnahme vor (§ 15 Abs. 2 WoV-Gesetz).  
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Im Rahmen der vom Kantonsrat beschlossenen Revision der WoV-Gesetzgebung wurde die zeit-
liche Koordination zwischen den verschiedenen Planungsinstrumenten verbessert. Der Termin 
für den Regierungsrat, den Legislaturplan vorzulegen, wurde von „Mitte August“ auf „Ende 
Oktober“ des Wahljahres verlegt. Dadurch ist es den neu gewählten Regierungsmitgliedern 
möglich, nach ihrem Amtsantritt am Legislaturplan mitzuwirken. 

3. Einflussmöglichkeiten des Kantonsrates 

Der Legislaturplan ist ein Planungs-, Führungs- und Steuerungsinstrument des Regierungsrates. 
Dieser bestimmt, unter Vorbehalt der Volksrechte und der Rechte des Kantonsrates, die wich-
tigsten Ziele und Mittel des staatlichen Handelns, plant und koordiniert die staatlichen Tätigkei-
ten (Art. 78 Abs. 1 KV). Der Kantonsrat nimmt den Legislaturplan gemäss Artikel 73 KV zur 
Kenntnis. Mit dem Instrument des Planungsbeschlusses kann er auf den Legislaturplan Einfluss 
nehmen und uns beauftragen, eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung hin zu entwi-
ckeln (§ 17 Abs. 1 WoV-Gesetz). Der Planungsbeschluss verpflichtet uns, den Legislaturplan (oder 
den IAFP oder die Planung in einzelnen Aufgabenbereichen) im Sinne der Vorgaben anzupassen 
(§ 17 Abs. 1 WoV-Gesetz). In begründeten Fällen können wir davon abweichen (§ 17 Abs. 3 
WoV-Gesetz).  

Der Planungsbeschluss ist grundsätzlich ein vom Legislaturplan unabhängiges, eigenständiges 
Instrument des Kantonsrates. Planungsbeschlüsse können dementsprechend jederzeit beantragt 
werden. In formeller Hinsicht handelt es sich dabei nicht um Änderungsanträge zum Legislatur-
plan, sondern um eigenständige Kantonsratsbeschlüsse. 

Nach dem Geschäftsreglement des Kantonsrates können Planungsbeschlüsse zum Legislaturplan, 
die bis spätestens zum 15. Oktober des Wahljahres beantragt werden, in den Legislaturplan ein-
fliessen; diese werden zusammen mit dem Legislaturplan von der zuständigen Kommission bera-
ten und dem Kantonsrat vorgelegt (§ 88septies Geschäftsreglement des Kantonsrates, Fassung 
vom 3. September 2003). Aufgrund der zeitlichen Verschiebung des Zeitpunkts, in welchem der 
Legislaturplan vorzulegen ist (neu: Ende Oktober) ist diese Bestimmung noch anzupassen. Ent-
sprechend der vorgesehenen Regelung sollen Planungsbeschlüsse, welche bis Ende November 
beantragt werden, noch in den Legislaturplan einfliessen können. 

4. Verhältnis zu den anderen Planungsinstrumenten 

Der Legislaturplan mit seinen Schwerpunkten und Zielen gilt auch als Orientierungsrahmen für 
andere Planungs- und Steuerungsinstrumente. So stellt er die Grundlage dar für 
 

• den integrierten Aufgaben- und Finanzplan (IAFP), 

• die mehrjährigen Globalbudgets, 

• den Voranschlag, 

• die Jahresplanung der Departemente. 

Der Legislaturplan enthält nur die wichtigsten mittelfristigen Ziele. Im Unterschied dazu umfasst 
der integrierte Aufgaben- und Finanzplan (IAFP), welchen wir Ihnen jährlich unterbreiten, sämt-
liche Aufgabenbereiche und zeigt die Massnahmen und die Finanzentwicklung in umfassender 
Weise auf.  

Gemäss § 16 Absatz 3 des WoV-Gesetzes ist der IAFP zu Beginn der Legislatur mit dem Legisla-
turplan inhaltlich abzustimmen. Da der IAFP jeweils Anfangs Jahr erstellt und Ende März vom 
Regierungsrat beschlossen wird, können die Handlungsziele des Legislaturplans erstmals in den 
IAFP für die Jahre 2015-2018 aufgenommen werden. 



7 

5. Antrag 

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem nachfolgenden Beschlussesentwurf zu- 
zustimmen. 

Im Namen des Regierungsrates 

Esther Gassler 
Frau Landammann 

 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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6. Beschlussesentwurf 

 

Legislaturplan 2013 – 2017  

Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2009 - 2013 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 73 und 78 der Kantonsverfassung vom 8. Juni 
19861, § 4 Absatz 2 b und § 15 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung 
vom 3. September 20032, nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates 
vom 21. Oktober 2013 (RRB Nr. 2013/1945), beschliesst: 

1. Vom Legislaturplan 2013 - 2017 (Beilage 1) wird Kenntnis genommen. 

2. Von der Vollzugskontrolle zum Regierungsprogramm 2009 - 2013 (Beilage 2) wird 
Kenntnis genommen. 

Im Namen des Kantonsrates 
 

Präsidentin Ratssekretär 

 

 
Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 

 

Verteiler KRB 

Staatskanzlei (Eng, Stu, 10 z.Hd. KOKO) 
Regierungsrat (5) 
Departemente (5) 
Parlamentsdienste 

 ________________  

1) BGS 111.1. 
2) BGS 115.1. 
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A) Einleitung 

A.1 Ausgangslage 

Der Legislaturplan 2013-2017 ist sehr stark von den finanziellen Rahmenbedingungen geprägt. 
Nach der vorliegenden Finanzplanung wird sich die Finanzlage des Kantons Solothurn trotz 
den beschlossenen Sparmassnahmen (Massnahmenplan 2013) in den kommenden Jahren wei-
ter verschlechtern. Ohne Gegensteuer wird das erarbeitete Eigenkapital Ende 2015 aufgezehrt 
sein. Regierungs- und Kantonsrat müssen daher Mittel und Wege finden, um den Finanzhaus-
halt des Kantons wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Mit dem Massnahmenplan 2014 sind 
strukturelle Reformen mit einem Einsparpotential von rund 150 Mio. Franken vorgesehen. 

In Anbetracht dieser finanzpolitischen Situation ist der Handlungsspielraum für neue Vorha-
ben sehr klein. Die Konsolidierung des Bestehenden steht für uns im Vordergrund. Mit den 
Zielsetzungen im Legislaturplan setzen wir trotz knapper Ressourcen gewisse Akzente. 

Die Handlungsziele decken bewusst nicht alle Politikbereiche und Begehren ab. Im Planungs-
prozess galt es jeweils abzuwägen, wo Leistungen abgebaut oder reduziert werden können, 
wo der Standard beizubehalten ist und wo Investitionen in die Zukunft möglich bleiben müs-
sen. So wird beispielsweise weiterhin sach- und bedarfsgerecht in die Infrastruktur investiert. 
Im Legislaturplan sind denn auch einige grössere und mehrheitlich bereits beschlossene Bau-
projekte enthalten, welche in den kommenden Jahren realisiert werden. Sie betreffen insbe-
sondere die kantonalen Schulen (Neubau BBZ in Solothurn, Gesamtsanierung Kantonsschule 
Olten, Sanierung BBZ Olten und Kantonsschule Solothurn), die Spitalversorgung (Neubau Bür-
gerspital Solothurn), die Verkehrsplanung (öV-Angebot, regionale Verkehrslösungen) und den 
Hochwasserschutz (Flussverbauungen an Aare und Emme). 

Im nachfolgenden Kapitel ‚B. Politische Schwerpunkte‘ zeigen wir auf, welche Herausforde-
rungen den Kanton in den nächsten vier Jahren erwarten und mit welchen Massnahmen wir 
diesen begegnen wollen. Damit soll der Kanton Solothurn auf Kurs gehalten und gezielt ge-
stärkt werden. 

A.2 Ziel und Zweck des Legislaturplans 

Der Legislaturplan stellt das oberste politische Planungs- und Steuerungsinstrument der Regie-
rung dar, in welchem die Schwerpunkte des staatlichen Handelns für die nächsten vier Jahre 
definiert sind. Er gibt insbesondere Auskunft darüber, welche politischen Ziele mit welchen 
Verwaltungsleistungen und Ressourcen innerhalb welcher Frist erreicht werden sollen.  

Der Legislaturplan ist dem Kantonsrat bis Ende Oktober des Wahljahres zur Kenntnisnahme 
vorzulegen (§ 15 Abs. 2 WoV-Gesetz). Mit dem Planungsbeschluss kann der Kantonsrat den 
Regierungsrat verpflichten, den Legislaturplan im Sinne der Vorgabe zu erstellen oder anzu-
passen (§ 17 WoV-Gesetz). 
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A.3 Zielhierarchie der Planungsinstrumente 

Die im Legislaturplan definierten Handlungsziele werden im 
nachfolgenden Jahr im Integrierten Aufgaben- und Finanz-
plan (IAFP) aufgenommen. 

Der IAFP wird jährlich nachgeführt und enthält im Unter-
schied zum Legislaturplan sämtliche Aufgabenbereiche der 
Verwaltung. Er gewährleistet eine Gesamtübersicht der Auf-
gaben und Finanzentwicklung. Über die Zielerreichung wird 
jährlich rapportiert. 

Gestützt darauf erstellen die Dienststellen in einem meist 
dreijährigen Rhythmus eine Globalbudgetvorlage (GB-
Vorlage) und definieren darin die Leistungsziele, Indikato-
ren, Produktegruppen und Verpflichtungskredite. 

Der jährliche Voranschlag enthält die Globalbudgets der 
Dienststellen. 

 

A.4 Prioritäten 

Die Prioritätensetzung richtet sich in erster Linie nach den finanziellen Rahmenbedingungen. 
Neue Vorhaben können nur realisiert werden, wenn der Handlungsspielraum nicht weiter ein-
geschränkt wird. Die Wiederherstellung des Haushaltgleichgewichtes ist daher von zentraler 
Bedeutung. Dieses Handlungsziel wird deshalb gleich an erster Stelle und – als einziges Ziel - 
mit Priorität 1 aufgeführt. Alle anderen Handlungsziele haben sich diesem Ziel unterzuordnen 
und sind entsprechend der Wichtigkeit und Dringlichkeit mit Priorität 2 oder 3 aufgeführt. 

 

A.5 Finanzbedarf 

Der Finanzbedarf wird nur ausgewiesen, wenn er nicht im Integrierten Aufgaben- und Finanz-
plan 2014-2017 vom 2. April 2013 (IAFP) oder in den Vorlagen der Mehrjahresplanung (Investi-
tionsrechnung) enthalten ist. 

Legislaturplan

IAFP

GB-Vorlage 3 Jahre

GB-Blat t  / VAVoranschlag 



B) Politische Schwerpunkte  6 

 

 

B) Politische Schwerpunkte 

Das Leitbild für den Kanton Solothurn enthält drei Leitsätze zu den Bereichen Wirtschaft, 
Umwelt und Gesellschaft: 

 

1. Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Kantons Solothurn stärken; 

 

2. Natürliche Lebensgrundlagen nachhaltig schützen; 

 

3. Gesellschaftlichen Zusammenhalt wahren. 

 

Zu diesen drei Leitsätzen werden nachfolgend die strategischen Ziele (B.X.X) und die Hand-
lungsziele (B.X.X.X) definiert. Jedes Handlungsziel enthält Angaben zur Priorität, allfälligen 
Gesetzesanpassungen sowie den Indikator und Standard zur Messbarkeit der Zielerreichung. 

 

B.1 Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Kantons So-
lothurn stärken 

Die Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit eines Kantons hängt vom gut funktionie-
renden Zusammenspiel vieler Faktoren ab: 

- Ein gutes Bildungsangebot deckt den Bedarf an gut qualifizierten Arbeitnehmenden und 
ermöglicht dem Nachwuchs eine seinen Fähigkeiten entsprechende gute Ausbildung. 

- Damit die Wirtschaft Arbeitsplätze im Kanton anbietet, braucht sie eine gut funktionie-
rende Verkehrsinfrastruktur, welche auch einer zukünftigen Mehrbelastung gewachsen ist. 
Die Verkehrsinfrastruktur ist daher bedarfs- und zukunftsgerichtet auszugestalten; die An-
gebote zur Benutzung des öffentlichen Verkehrs sind zu optimieren. 

- Ein gut erschlossenes, intaktes Naherholungsgebiet gehört auch zu jenen Faktoren, welche 
die Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit eines Standortes zu erhöhen vermögen. 

- Mit einer effizienten und bürgernahen Verwaltung, welche wirkungsorientierte Dienstleis-
tungen erbringt, kann sich der Kanton ebenfalls gut im Wettbewerb positionieren. 

Damit diese exemplarisch aufgezählten Faktoren zur Steigerung der Standortattraktivität und 
Wettbewerbsfähigkeit verwirklicht werden können, ist es zwingend erforderlich, dass das 
strukturelle Defizit, welches den Staatshaushalt belastet, beseitigt wird. Die Handlungsfähig-
keit des Kantons, und damit zusammenhängend auch der Gemeinden, kann nur erhalten wer-
den, wenn nachhaltige ausgaben- und einnahmenseitige Massnahmen zur Entlastung der 
Staatskasse ergriffen werden und die Effizienz des Staates als Dienstleister erhöht wird (struk-
turelle Reformen). 
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B.1.1 Gleichgewicht des Finanzhaushaltes wieder herstellen 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Der Integrierte Aufgaben- und Finanzplan 2014 – 2017 macht deutlich, was sich bereits in den 
Vorjahren abzeichnete: Die Finanzlage des Kantons Solothurn verschlechtert sich dramatisch. 
Diese finanzpolitische Situation wird massgeblich durch ein strukturelles Defizit von 150 Mio. 
Franken geprägt. Ohne Gegensteuer wird das erarbeitete Eigenkapital Ende 2015 aufgezehrt 
sein.  

Das strukturelle Defizit basiert einerseits auf tieferen Einnahmen (reduzierte Ausschüttungen 
der Schweizerischen Nationalbank, Steuerausfälle bei den juristischen Personen und Steuer-
senkung bei den natürlichen Personen) und andererseits kommen aufgrund der neuen Spital- 
und Pflegekostenfinanzierung Kostensprünge in den Bereichen Spitalversorgung und Soziales 
(ab 1.1. 2012) sowie Kostensteigerungen im Bildungsbereich (verschiedene vom Volk und Kan-
tonsrat genehmigte Reformen) dazu. Grossprojekte wie die Ausfinanzierung der Pensionskasse 
werden den Finanzhaushalt zusätzlich belasten. Die Steuereinnahmen werden sich über die 
Planjahre betrachtet nur mässig entwickeln (+ 2%). 

Diese finanzpolitischen Aussichten haben uns im Jahr 2012 dazu bewogen, ein Massnahmen-
paket 2013 mit einem Einsparpotential von 100 Mio. Franken zu schnüren. Der Kantonsrat hat 
jedoch lediglich Massnahmen im Umfang von 30 Mio. Franken beschlossen. 

Der Regierungsrat will eine nachhaltige Sanierung des Haushaltes bewirken. Es ist zu vermei-
den, dass die Defizitbremse greift und der Handlungsspielraum noch weiter eingeschränkt 
wird. Aus diesem Grund muss der Finanzhaushalt des Kantons wieder ins Gleichgewicht ge-
bracht werden. Dies ist nur möglich, wenn Massnahmen ergriffen werden, die dauerhaft zu 
einer Entlastung des Staatshaushaltes führen und die Effizienz des Staates als Dienstleistungs-
erbringer erhöhen (strukturelle Reformen). Es sind daher nicht nur ausgabenseitig klare Priori-
täten zu setzen und Abstriche vorzunehmen, sondern nach Massgabe der Ursachen des struk-
turellen Defizits ist auch einnahmenseitig zu handeln. 

 

B.1.1.1 Haushaltgleichgewicht wieder herstellen und Handlungsspielraum zurück gewinnen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 1   

Aufgrund der Finanzentwicklung ist ein Massnahmenpaket mit einem Optimierungspotenzial 
von gesamthaft 150 Mio. Franken zu erarbeiten und umzusetzen, welches schrittweise ab dem 
Jahr 2014 wirksam wird. Die staatlichen Strukturen sind zu überprüfen und bei Bedarf anzu-
passen, um die Leistungsfähigkeit der staatlichen Institutionen zu verbessern und zu stärken. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Verschiedene Je nach Massnahme sind Geset-
zesanpassungen notwendig 

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Massnahmenplan ist erstellt und beschlossen. 31.03.2014 

Massnahmenplan ist vollständig umgesetzt. 31.07.2017 
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B.1.2 Qualität der Bildung auf allen Stufen sichern 

Herausforderungen des strategischen Ziels: 

Der starke wirtschaftliche und gesellschaftliche Wandel seit den 1990er Jahren erforderte tief-
greifende, inhaltliche Anpassungen unserer Schulen. Sie haben dazu beigetragen, dass der 
Kanton heute als moderner und funktionierender Bildungsstandort gilt.  

Diese Legislatur dient dazu, diese Anpassungsleistungen zu konsolidieren und die Qualität zu 
sichern. Neue Geschäftsfelder werden im Bereich der Volksschule ausschliesslich dort eröffnet, 
wo ein enger Zusammenhang mit bereits Bestehendem existiert (Lehrplan 21, Tagesstruktu-
ren). Der Kantonsrat hat seinen ausdrücklichen politischen Willen zu dieser Konsolidierung ge-
äussert, indem er für die Zeit bis zu einem ausgeglichenen Staatshaushalt ein Reformenmora-
torium für Schulprojekte beschlossen hat (KRB SGB 055/2012 vom 7. 11. 2012 zum Massnah-
menplan 2013). 

B.1.2.1 Zweckmässige Infrastruktur für die kantonalen Schulen sichern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Neubau für das BBZ in Solothurn; Gesamtsanierung Kantonsschule Olten; Sanierung BBZ Olten 
und Kantonsschule Solothurn gemäss Investitionsprogramm des Hochbauamtes. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Neubau BBZ Solothurn bezugsbereit 01.08.2016 

Sanierungen in Arbeit 01.08.2016 

 

B.1.2.2 Qualität der gymnasialen Bildung sichern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Ausarbeitung und Erlass eines neuen kantonalen Lehrplans für das Gymnasium. Einführung 
von sogenannt harmonisierten Maturitätsprüfungen (einheitliche, validierte Prüfungen) sowie 
von Querschnittsprüfungen (‚Gemeinsames Prüfen‘ je Fach) an den Gymnasien. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Anpassung Maturitätsverordnung (BGS 414.471.11)  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Einführung kantonaler Lehrplan 2014 01.08.2014 

Umsetzung ‚Gemeinsames Prüfen‘ ab 2015 01.08.2015 

 

B.1.3 Bildungsbarrieren abbauen und Bildungspotenziale fördern 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Heterogenität ist der gesellschaftliche Normalfall, oder in einer Kurzformel: Es ist normal, ver-
schieden zu sein. Die Vielfalt der kulturellen und sozialen Hintergründe, der Begabungen, aber 
auch der unterschiedlichen Lernausgangslagen stellt zusätzliche Anforderungen an Schule und 



B) Politische Schwerpunkte  9 

 

 

Unterricht. Ziel bleibt, jedem Kind – unabhängig von seiner Herkunft – eine faire Chance ein-
zuräumen, sein Potenzial zu entfalten. Potenziale sind unterschiedlich, ihre Entfaltung ist ab-
hängig von den zur Verfügung stehenden Lernumgebungen und dem Abbau von Bildungsbar-
rieren. 

Deshalb sollen die Durchlässigkeit auf allen Stufen des Bildungssystems und die Chancenge-
rechtigkeit durch eine ausgewogene Förderung der allgemeinbildenden und berufsbezogenen 
Bildungswege weiter verbessert werden. 

 

B.1.3.1 Berufliche Qualifikation Erwachsener fördern (Nachholbildung) 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 3   

Förderung des Erwerbs beruflicher Qualifikation durch Erwachsene im Rahmen der sogenann-
ten Nachholbildung gemäss Art. 32 des Bundesgesetzes über die Berufsbildung, durch Bera-
tung und Bereitstellung entsprechender Bildungsangebote. Dies auch als wichtiger Beitrag zur 
Sicherung des qualifizierten beruflichen Nachwuchses und zur Verbesserung der Arbeits-
marktfähigkeit gering Qualifizierter und als Massnahme gegen den Fachkräftemangel. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit):: Standard: 

Anteil Nachholbildungen an den Abschlüssen EFZ/EBA > 4% 

 

B.1.4 Interkantonale Zusammenarbeit und Harmonisierung auf allen Stufen 
verstärken 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Die Pflichten aus der interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der obligatori-
schen Schule (HarmoS-Konkordat) und eines gemeinsamen Lehrplans der deutschsprachigen 
Kantone (Lehrplan 21) sollen zusammen mit den Kantonen BS, BL und AG, d.h. im Gebiet der 
gemeinsamen pädagogischen Hochschule der FHNWCH, erarbeitet und umgesetzt werden. 

B.1.4.1 Lehrplan 21 einführen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Zustimmung zum einheitlichen Lehrplan für die obligatorische Volksschule der deutschspra-
chigen Schweiz. Einführung und Weiterbildung der Lehrpersonen. Ziele: Verbesserung der 
Sek-II-Anschlüsse, Abbau von Mobilitätsschranken. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Zustimmung zum einheitlichen Lehrplan (RRB) 31.12.2015 
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B.1.4.2 Zusammenarbeit im Bildungsraum Nordwestschweiz 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Nationale, sprachregionale und kantonale Bildungsvorhaben (Volksschulen, Berufs- und Mit-
telschulen sowie Fachhochschule) werden im Raum NWCH (AG, BL, BS und SO) mit den Part-
nerkantonen der Fachhochschule (inkl. Pädagogische Hochschule) gemeinsam entwickelt. Die 
Zusammenarbeit fördert den Wissenstransfer und die Nutzung von Synergien. Die Umsetzung 
erfolgt je kantonal in den ordentlichen Prozessen, Zeitplänen und Kompetenzordnungen. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Erste Schulabgänger erhalten einen vierkantonalen 
Volksschulabschluss.  

01.08.2016 

 

B.1.4.3 Zugang zur Höheren Berufsbildung sichern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Der freie Zugang zu den Bildungsangeboten der Höheren Berufsbildung (Tertiäre Bildungs-
stufe B) soll eröffnet werden. Ab 2015 soll durch die Interkantonale Vereinbarung über höhe-
re Fachschulen (HFSV) der freie Zugang zu den höheren Fachschulen gewährt werden. Zudem 
wird angestrebt, die Mitfinanzierung der Vorbereitungskurse für die Berufsprüfungen und 
Höheren Fachprüfungen durch Bund und Kantone neu und einheitlich zu regeln. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Beitritt HFSV 

Neuregelung Beiträge an Vorbereitungskurse BP/HFP 

01.08.2015 

01.08.2017 

 

B.1.5 Wirtschafts- und Arbeitsstandort stärken 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Eine breit abgestützte Wirtschaft, strukturell und regional ausgewogen, sorgt für eine insge-
samt hohe Beschäftigung und Wohlstand und eine geringere Anfälligkeit auf konjunkturelle 
Schwankungen. Die Wirtschaftsförderung des Kantons Solothurn unterstützt Firmen auf ihrer 
Suche nach geeigneten Räumlichkeiten. Stellensuchende werden möglichst rasch und dauer-
haft (wieder) in den Arbeitsmarkt integriert. Die RAV unterstützen die Stellensuchenden und 
helfen Firmen bei ihrer Suche nach geeignetem Personal. 

 

B.1.5.1 Qualitatives wirtschaftliches Wachstum fördern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Der Kanton schafft die Rahmenbedingungen, um den Wirtschaftsstandort Kanton Solothurn 
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zu stärken. Der Kanton fördert eine optimale verkehrstechnische Erschliessung, schlanke staat-
liche Regulierungen und Auflagen und schafft damit ein unternehmer- und gewerbefreundli-
ches Klima. Die Wirtschaftsförderung unterstützt Firmen bei der Suche nach geeigneten 
Räumlichkeiten oder Industrieland. Neue Firmen siedeln sich an, bestehende Betriebe werden 
gestärkt. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Wirtschafts- und Arbeitsgesetz (BGS 513.81, BGS 822.13) Ausarbeitung einer Vorlage für ein 
neues Wirtschafts- und Arbeitsge-
setz 

Gesetz über die öffentlichen Ruhetage (BGS 512.41) Totalrevision 

Indikator (Masseinheit): Standard: 

neue Arbeitsplätze pro Jahr (Anzahl) 450 

 

B.1.5.2 Soziale Absicherung des strukturellen Wandels 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Stellensuchende sollen rasch und dauerhaft (wieder) in den Arbeitsmarkt eingegliedert wer-
den. Die Verwaltungskosten sind durch den Bund finanziert. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Jährlicher Wirkungsindex RAV/LAM/KAST im interkanto-
nalen Benchmark (gesamtschweizerischer Durchschnitt  
= 100) 

101 

B.1.6 Bedarfs- und zukunftsgerichtete Verkehrsinfrastruktur erhalten bzw. 
aufbauen 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Fortschreitendes dezentrales Siedlungswachstum ist mit Verkehrswachstum und Verzehr von 
natürlichen und monetären öffentlichen Ressourcen verbunden. 

 

B.1.6.1 Anteil des öffentlichen Verkehrs am Gesamtverkehr optimieren 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Veränderung des Modalsplits zugunsten des öffentlichen Verkehrs und des Langsamverkehrs 
mit kostenneutralen Optimierungen sowie mit einer verstärkten Abstimmung der Siedlungs-
entwicklung auf das ÖV-Angebot. Das Ziel soll insbesondere mit der Umsetzung der vom 
Bund mitfinanzierten Agglomerationsprogramme erreicht werden. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  
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Indikator (Masseinheit): Standard: 

Veränderung Modalsplit Berufsverkehr zugunsten ÖV 
und Langsamverkehr (Anteil öffentlicher Verkehr in %) 

> 18% 

 

B.1.6.2 Grossräumige Verkehrsplanung 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Verkehrsplanung soll vermehrt regional und übergeordnet koordiniert erfolgen (vor allem 
im Gäu, im Niederamt und im Wasseramt). Die fortgeschrittenen Planungen und Projekte wer-
den weitergeführt und nach Möglichkeit abgeschlossen (insbesondere die Verkehrslösung 
Klus, sowie der Anschluss H 18 Dornach). 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Erschliessungsplan Verkehrslösung Klus 

Erschliessungsplan Anschluss H 18 

31.12.2016 

31.12.2016 

 

B.1.7 Zusammenarbeit auf allen Staatsebenen intensivieren 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Mit dem neuen Finanzausgleich auf Bundesebene wurden die Aufgabenteilung und die Finan-
zierung zwischen Bund und Kantonen neu geregelt. Eine solche Neuregelung gilt es nun auch 
bei der Aufgabenteilung und -finanzierung zwischen den Gemeinden und dem Kanton einzu-
führen. Weiter sollen die Gemeinden bei ihrer Suche nach einer wirtschaftlich optimalen Grös-
se unterstützt und allfällige Fusionshindernisse abgebaut werden. Mit priorisierten Vorhaben 
im E-Government-Bereich soll der elektronische Daten- und Informationsaustausch insbeson-
dere zwischen den Gemeinden und dem Kanton gezielt gefördert und optimiert werden. 

B.1.7.1 Neugestaltung Finanzausgleich Kirchgemeinden nach NFA-Grundsätzen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Nach Abschluss der Arbeiten zum NFA SO Kanton – Einwohnergemeinden, soll gemäss Kan-
tonsratsbeschluss vom 28. Juni 2011 (KRB A 45/2011) ab dem Jahr 2015 eine Vorlage zur Neu-
gestaltung des Finanzausgleichs nach den gleichen Grundsätzen auch unter den Kirchgemein-
den erarbeitet werden. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Finanzausgleichsgesetz (BGS 131.71)  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Hauptstudie ist erstellt. 30.09.2016 
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B.1.7.2 Ausbau des E-Government gezielt fördern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 3 Finanzbedarf: 2 Mio. Fr. 

Der gesellschaftlichen Entwicklung und den Anforderungen moderner Unternehmen bei der 
Nutzung moderner Medien muss Rechnung getragen werden. In der letzten Legislatur wurde 
deshalb eine E-Government-Strategie formuliert. Darauf aufbauend wurde ein Umsetzungs-
plan erarbeitet, welcher jährlich der Entwicklung und den Erfordernissen angepasst wird. Auf 
der Basis dieser Strategie werden Massnahmen und Investitionen gezielt gefördert, welche 
Leistungen für Unternehmen und Bürgerinnen und Bürger auf elektronischem Weg bereitstel-
len. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Die Massnahmen und Investitionen gemäss Umsetzungs-
plan sind realisiert. 

31.12.2016 

 

B.1.7.3 Umgang mit digitalen Dokumenten regeln und elektronische Archivierung sicherstellen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Sehr viele Daten (auch Geodaten oder Pläne) werden immer häufiger nur noch in elektroni-
scher Form generiert. Die Papierversion kann nur noch als eine mögliche Form des ursprüngli-
chen elektronischen Dokuments angesehen werden. Diese Entwicklung verpflichtet dazu, die 
Grundlagen für den Umgang mit digitalen Dokumenten zu erarbeiten und die elektronische 
Archivierung sicherzustellen. Das Staatsarchiv stellt die nötigen Instrumente im Sinne des Re-
cords Management bereit und unterstützt die Verwaltung, den Zugang zu den Dokumenten 
(Öffentlichkeitsprinzip), ein effizientes Schriftgutmanagement und eine professionelle Archi-
vierung zu gewährleisten. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Die Massnahmen und Investitionen gemäss Umsetzungs-
plan sind realisiert. 

31.12.2016 

 

 

B.2 Natürliche Lebensgrundlagen nachhaltig schützen 

Die natürlichen Ressourcen Boden, Wasser und Luft sowie Natur und Landschaft sind zu scho-
nen bzw. nachhaltig zu nutzen. Nachteilige Auswirkungen auf die natürlichen Lebensgrundla-
gen und die Bevölkerung sowie die zukünftigen Generationen sollen vermieden oder gesamt-
haft gering gehalten werden. Zusammen mit den Gemeinden sorgen wir dafür, dass der Bo-
den haushälterisch genutzt wird. Die fortschreitende flächenhafte Zersiedelung ist einzudäm-
men. Damit werden unverbaute Landschaften erhalten und das Kulturland sowie die Erho-
lungsräume werden besser geschützt. Neue Biodiversitätsflächen sowie insbesondere auch de-
ren Vernetzung als Lebensgrundlage für Pflanzen und Tiere sind zu fördern. Die Vorausset-
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zungen für Artenvielfalt und Lebensräume der einheimischen Wildtiere sind zu verbessern. 

Die künftige Entwicklung soll im bestehenden Siedlungsgebiet stattfinden. Siedlung und Ver-
kehr sind noch besser aufeinander abzustimmen. 

Auf Grund des immer noch steigenden Energiebedarfs setzen wir uns für die bessere Nutzung 
der Energie und den Ersatz herkömmlicher Brennstoffe durch erneuerbare Energien ein. Zur 
Schonung der Ressourcen und zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit unterstützen wir 
Massnahmen zur Förderung der Energieeffizienz und den Einsatz einheimischer Energieträger. 

Die Motorfahrzeugsteuer ist vermehrt ökologisch auszurichten und umzugestalten. Energieef-
fiziente Fahrzeuge sind steuerlich zu fördern. Die heutige Hubraumbesteuerung ist deshalb 
um ökologische Anreize zu ergänzen. 

 

B.2.1 Raumentwicklung nachhaltig gewährleisten 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Zunehmendes und dezentrales Wachstum der Siedlungsflächen stellen die Gemeinwesen vor 
grosse Herausforderungen. Wohnen Einwohner weiter auseinander, wächst der Güter- und 
Personenverkehr. Mit zunehmendem Verkehr werden auch die natürlichen Ressourcen (Raum, 
Luft) stärker beansprucht. Dezentrales Siedlungswachstum belastet nicht nur die Umwelt, son-
dern auch den öffentlichen Finanzhaushalt. 

Kompakte Siedlungen bilden die notwendige Voraussetzung für eine nachhaltige Mobilität 
und ermöglichen eine bessere Auslastung der Infrastrukturen. Durch eine verstärkt nach innen 
gelenkte Siedlungsentwicklung wird das Kulturland geschont und die Erholungsräume bleiben 
erhalten. 

 

B.2.1.1 Siedlungsstrategie weiterentwickeln 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Siedlungsentwicklung soll gestützt auf das revidierte Raumplanungsgesetz und den neuen 
kantonalen Richtplan an geeigneten Standorten und nach innen erfolgen und dem Kultur-
landverlust Einhalt gebieten. Massnahmen: Siedlungen nach innen verdichten, Verfügbarkeit 
von Bauland erhöhen, unverbaute und naturnahe Landschaftsräume erhalten. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Kantonale Anschlussgesetzgebung zur RPG-Revision Verflüssigung Bauland, Planungs-
ausgleich 

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Bauzonenfläche (Dichte) Zunahme 

 

B.2.1.2 Ökologische Ausgleichsflächen fördern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Als Kompensation des Verlustes von Kultur- und Naturraum sollen vermehrt naturnahe Le-
bensgrundlagen für Pflanzen und Tiere geschaffen werden. Die Massnahmen erfolgen na-
mentlich im Rahmen des Mehrjahresprogramms Natur und Landschaft, der verstärkten Ökolo-
gisierung der Landwirtschaft, der Bewilligung von Grossprojekten (Ersatzmassnahmen), in der 
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nächsten Generation der Ortsplanungen sowie mit gezielten Revitalisierungsprojekten von 
Gewässern gemäss Revitalisierungsplanung nach der Gewässerschutzgesetzgebung. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Steigerung der Ausgleichsfläche (ha) 100 

Revitalisierte Fliessgewässer (km) 1-2 

Abdeckungsgrad Gemeinden mit Vernetzungs- und Land-
schaftsqualitätsprojekten (%) 

100 

 

B.2.2 Energie: Effizienter Einsatz fördern 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Wirtschaftliches Wachstum und eine hohe Lebensqualität hängen zu einem grossen Teil von 
einer ausreichenden, sicheren und kostengünstigen Energieversorgung ab. Wir streben des-
halb eine effiziente und nachhaltige Energienutzung sowie eine wirtschaftliche Energiever-
sorgung an. Die Substitution von fossilen Energieträgern sowie eine verstärkte Nutzung ein-
heimischer und erneuerbarer Energien stehen dabei im Vordergrund. Der effiziente Energie-
einsatz und die einheimischen (nachhaltigen) Energiequellen sind daher zu fördern. 

 

B.2.2.1 Versorgung sichern; Energieeffizienz und erneuerbare Energien fördern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Der Kanton unterstützt Bestrebungen, welche mittel- und langfristig zur Sicherung der Ener-
gieversorgung beitragen. Die Energiestrategie 2050 des Bundes soll in das kantonale Energie-
konzept überführt werden. Darin soll aufgezeigt werden, wie die Energie effizienter einge-
setzt werden kann, um bei gleichem Nutzen weniger Energie zu verbrauchen. So soll im Ge-
bäudebereich der Energiebedarf bei bestehenden und neuen Gebäuden gesenkt werden. 
Dazu ist die Förderstrategie anzupassen und die Bauvorschriften sind darauf abzustimmen.  

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Energiegesetz (BGS 941.21) Anpassung an MuKEn 2014 

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Das Verhältnis Förderbeitrag in Franken zu Investitionen 
soll sich im Bereich 1:10 bewegen (Verhältnis). 

1:10 

 

B.2.2.2 Ergänzung der Hubraumbesteuerung um ökologische Anreize 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Motorfahrzeugsteuer wird vermehrt auf die Ökologie ausgerichtet. Die heutige Hubraum-
besteuerung wird um ökologische Anreize ergänzt. Massgabe ist die Energieeffizienz eines 
Fahrzeuges. 
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Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Verordnung über Steuer und Gebühren für Motorfahr-
zeuge (BGS 614.62) 

 

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Vorlage (B+E) zuhanden des Kantonsrates ist beschlossen. 31.12.2015 

 

B.2.3 Gefahrenpotentiale vermindern 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Jahrhundertbauwerke wie die Flussverbauungen an Aare und Emme müssen erneuert wer-
den. Lokale Engpässe bei den anderen Fliessgewässern sind nach Prioritäten zu beseitigen. Als 
Grundlage dienen die Gefahrenkarten der Gemeinden. 

Gefahren für Umwelt und Menschen aufgrund der nicht fachgerechten Abfallentsorgung in 
der Vergangenheit müssen weiter gebannt werden. Die belasteten Standorte und Altlasten 
sind zu sanieren. 

 

B.2.3.1 Siedlungs- und Kulturräume vor Naturgefahren schützen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Hochwasserschutz Emme und Aare 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Baubeginn Aare, Olten – Aare (Termin) 2014 

Plangenehmigung ist erfolgt und Volksabstimmung zum 
‚Projekt Emme Wehr Biberist bis Aare‘ findet statt. 

2015 

 

B.2.3.2 Altlasten systematisch sanieren 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Belastete Standorte und Altlasten sind nach Prioritäten zu sanieren (insgesamt ca. 200 Stand-
orte in der Legislaturperiode). Die technischen Untersuchungen und Sanierungsprojekte sind 
zu genehmigen und zu begleiten. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Genehmigungen und Begleitungen (Anzahl) 200 
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B.3 Gesellschaftlichen Zusammenhalt wahren 

Weniger Kinder, mehr ältere Menschen mit wachsender Lebenserwartung, mehr Menschen mit 
Migrationshintergrund - dies sind die zentralen Herausforderungen für den Zusammenhalt in 
unserer Gesellschaft. Damit der einzelne Mensch ein möglichst selbstverantwortliches Leben in 
allen Phasen führen kann, muss er über eigene Kräfte verfügen, Zugang zu tragfähigen Netz-
werken haben und zu einem respektvollen Umgang mit seinen Mitmenschen befähigt sein.  

Die Inanspruchnahme des Gesundheitssystems wird auch in den kommenden Jahren steigen. 
Gründe sind die sich wandelnden Lebens- und Arbeitsbedingungen, die demografische Ent-
wicklung, der medizinisch-technische Fortschritt und das sich ändernde Gesundheitsverhalten. 
Ein beträchtlicher Teil der Krankheiten könnte mit verstärkten Anstrengungen vermieden 
werden. Deshalb sind Massnahmen zur Prävention und zur Gesundheitsförderung von zentra-
ler Bedeutung. Die stationäre Spitalversorgung der Solothurner Bevölkerung soll durch ver-
stärkte Zusammenarbeit mit den Nordwestschweizer Kantonen auch in Zukunft  sichergestellt 
werden.  

Öffentliche Sicherheit und Ordnung werden täglich und unmittelbar durch die Bevölkerung 
spürbar erlebt. Die Gewährleistung der Sicherheit gehört zu den Kernaufgaben des Staates. 
Eine hohe objektive Sicherheit (Herstellung sicherer Zustände) wird mit einem ausgewogenen 
Verhältnis zwischen Repression (Aufklärung von Straftaten) und Prävention angestrebt. Dabei 
ist einer zielgerichteten Prävention vermehrt Beachtung zu schenken, weil damit Straftaten 
verhütet und Gefahren reduziert werden können.  

Die Erhaltung und Pflege der kulturellen Vielfalt ist ebenfalls ein wichtiger Faktor, um den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. Wir unterstützen daher konkrete Projekte der Kul-
turförderung und -pflege und setzen neue Impulse, um kantonale Geschichte attraktiv zu 
vermitteln und kulturelle Einrichtungen zu unterstützen. 

B.3.1 Soziale Sicherheit bedarfsgerecht gewährleisten 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Basis der kantonalen Sozialpolitik sind die verfassungsmässigen Sozialziele, die im Sozialgesetz 
konkretisiert wurden. Danach verwirklichen Kanton und Einwohnergemeinden die verfas-
sungsmässigen Sozialziele, indem sie: 

• die Eigenverantwortung stärken, die Selbständigkeit des Menschen erhalten, Armut oder 
soziale Notlagen verhindern; 

• Menschen in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen unterstützen; 

• Menschen in sozialen Notlagen helfen oder Überlebenshilfe gewähren; 

• den Missbrauch von Leistungen verhindern und bekämpfen. 

Der Sozialbericht 2013 benennt für die kommenden Jahre folgende Herausforderungen: 

• Prävention verstärken (zur Eigenverantwortung befähigen) und auf personenbezogene 
Hilfestellungen setzen;  

• Familien stärken; 

• Integration von Personen mit ausländischer Nationalität intensivieren; 

• Langzeit-Pflegebedarf bewältigen; 

• Armut und gestiegene Armutsgefährdung bekämpfen sowie veränderte Integrationskraft 
des Arbeitsmarktes auffangen; 

• Entwicklung der Sozialkosten dämpfen. 

Diesen Herausforderungen ist mit den vorhandenen Mitteln zu begegnen. Dabei ist integral 
dem präventiven Gedanken und damit der Stärkung der Eigenverantwortung Rechnung zu 
tragen. Im Sinne einer Priorisierung sind zunächst bei der Stärkung der Familien, bei der In-
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tegration, bei der Bewältigung der Langzeitpflege, bei der Strategie gegen Armut sowie bei 
der Dämpfung der Sozialkostenentwicklung angemessene Handlungsziele zu setzen. Dazu sind 
die Eckwerte der Sozialplanung mit Teilplänen zu vervollständigen. 

 

B.3.1.1 Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist eine Voraussetzung, damit Familien ihren Lebens-
bedarf unabhängig von staatlichen Mitteln bestreiten können. Zudem bleiben der Wirtschaft 
gutausgebildete Arbeitskräfte erhalten. Zentrales Element sind genügend familienergänzende 
Betreuungsstrukturen wie Tagesfamilien, Kindertagesstätten und Mittagstische. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Steigerung der Platzzahl 2016 im Vergleich zu 2012 (%) 10 

 

B.3.1.2 Integration von Personen mit ausländischer Nationalität intensivieren 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Personen mit ausländischer Nationalität weisen noch immer ein erhöhtes Risiko auf, die Arbeit 
zu verlieren, in prekären Wohnverhältnissen zu leben und krank zu werden. Entsprechend 
sind Personen mit ausländischer Nationalität häufiger auf Leistungen sozialer Sicherungssys-
teme angewiesen. Eine erfolgreiche Integration, im Sinne einer gleichberechtigten Teilhabe 
und Mitverantwortung am sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Gesellschaftsleben, wirkt 
dem entgegen. Entsprechend sind die Bemühungen zu intensivieren und dabei namentlich die 
Angebote an Ressourcen im Rahmen entsprechender Programmvereinbarungen mit dem 
Bund zu nutzen. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Programmvereinbarung mit Bund ist abgeschlossen. 31.12.2014 

 

B.3.1.3 Langzeit-Pflegebedarf bewältigen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Lebenserwartung der Menschen in der Schweiz nimmt zu und gleichzeitig treten starke 
Geburtenjahrgänge in den Ruhestand. Die Zahl pflegebedürftiger Menschen wird ansteigen. 
Gleichzeitig nehmen Krankheitsbilder mit kognitiven Einschränkungen (demenzielle oder 
psychogeriatrische Erkrankungen) zu. Die notwendigen Versorgungsstrukturen sind zu planen 
und in den nächsten Jahren bereitzustellen. Insbesondere ist die Pflegeheimplanung 2020 mit 
einem beschränkten Bettenausbau umzusetzen. 
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Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Zahl der zusätzlichen Pflegeheimplätze Ende 2016 < 150  

 

B.3.1.4 Strategie gegen Armut und Armutsgefährdung optimieren 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Im Vergleich zu 2002 sind heute statistisch mehr Menschen von Armut betroffen. Armut 
schränkt den Handlungsspielraum ein und bremst letztlich den Aufbau eigener Kräfte. Oft 
sind deshalb Kinder armer Eltern später selbst wieder arm. Die Armutsbekämpfung ist ent-
sprechend zu verstärken und die Strategie gegen Armut zu optimieren. Der Bund setzt in den 
Jahren 2014 bis 2018 in Zusammenarbeit mit Kantonen, Städten, Gemeinden und privaten 
Organisationen das «Nationale Programm zur Prävention und Bekämpfung von Armut» um. 
Der Kanton Solothurn ergänzt und optimiert auf dessen Basis die kantonale Strategie. Der 
Lebenslage von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in der Sozialhilfe ist dabei besondere 
Beachtung zu schenken. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Optimierte Strategie gegen Armut und Armutsgefähr-
dung liegt vor. 

31.12.2015 

B.3.1.5 Sozialkosten dämpfen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Im Kanton Solothurn erweist sich der Aufwand für die soziale Sicherheit im Vergleich zur ge-
samten Schweiz unterdurchschnittlich. Dennoch hat sich ein Kostenwachstum eingestellt, das 
den Kanton und die Einwohnergemeinden belastet. Demographische Entwicklungen bei der 
Altersstruktur sind nicht steuerbar, ebenso bietet der bundesgesetzliche Rahmen insbesondere 
bei den Ergänzungsleistungen wenig Spielraum. Einflussmöglichkeiten ergeben sich aber bei 
den Sozialhilfeleistungen bzw. beim Erhalt und der Förderung der Integrationsmöglichkeiten 
in den ersten Arbeitsmarkt. Das Angebot der Sozialhilfe ist stärker an den Prinzipien „Leistung 
und Gegenleistung“ bzw. „Hilfe zur Selbsthilfe“ auszurichten, die berufliche Integration ist 
realistisch und koordiniert mit den Bemühungen der Sozialversicherungsanstalten zu struktu-
rieren, die soziale Integration, insbesondere in der Form von Freiwilligenarbeit und gesell-
schaftlichem Engagement aufzuwerten und letztlich muss auch die Leistungserbringung durch 
die Behörden effizienter und mittelschonend ausgestaltet werden. Damit soll der Wachstum-
strend abgeschwächt werden. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Evtl. Sozialgesetz (BGS 831.1)  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Kosten pro Sozialhilfefall liegen auch 2016 unter dem 
schweizerischen Durchschnitt (Franken). 

< CH-Ø 
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B.3.1.6 Eckwerte der kantonalen Sozialplanung vervollständigen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 3   

Nach § 20 Sozialgesetz legt der Regierungsrat in Zusammenarbeit mit den Einwohnergemein-
den die Grundsätze seiner Sozialpolitik nach Artikel 73 der Kantonsverfassung in einer Sozial-
planung oder entsprechend den sozialen Leistungsfeldern in Teilplänen fest und passt sie pe-
riodisch den veränderten Verhältnissen an. Der Kantonsrat beschliesst die Sozialplanung. Zur 
Vervollständigung der Eckwerte der kantonalen Sozialplanung ist die Bedarfsplanung über 
Heime und Werkstätten für Menschen mit Behinderungen nachzuführen. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Teilplan Heime und Werkstätten (B+E) zuhanden des 
Kantonsrates ist beschlossen. 

31.12.2015 

 

B.3.2 Gesundheitsversorgung bedarfsgerecht sicherstellen 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Im Bereich Prävention und Gesundheitsförderung soll mit den beschränkten Mitteln ein mög-
lichst hoher Nutzen erzielt werden. Das Bundesgesetz über Prävention und Gesundheitsförde-
rung (Präventionsgesetz) ist vom eidg. Parlament 2012 knapp abgelehnt worden. Trotzdem 
geht es für den Kanton Solothurn weiterhin darum, durch Zusammenarbeit auf gesamtschwei-
zerischer Ebene, mit andern Kantonen und mit privaten Organisationen möglichst viele Syner-
gien zu nutzen. Prävention und Gesundheitsförderung sollen im bisherigen Rahmen weiterge-
führt werden. 

Gemäss revidiertem KVG haben die Kantone bis Ende 2014 eine leistungsorientierte und be-
darfsgerechte Spitalliste zu erstellen. Basierend auf der Nordwestschweizer Spitalplanung 
(Kantone AG, BL, BS und SO) hat der Regierungsrat bereits Ende 2011 die Spitalliste bzw. die 
Leistungsaufträge an jene inner- und ausserkantonalen Spitäler beschlossen, die für die statio-
näre Spitalversorgung der Solothurner Bevölkerung erforderlich sind. In den kommenden Jah-
ren geht es nun darum, die Zusammenarbeit zwischen den Nordwestschweizer Kantonen zu 
verstärken. Gemeinsam soll eine Methode zur Wirtschaftlichkeitsprüfung von Spitälern entwi-
ckelt werden. Zudem wird die Spitalversorgung der Nordwestschweizer Kantone gemeinsam 
evaluiert (Monitoring der regionalen und überregionalen Patientenströme 2011 bis 2013). Das 
Monitoring dient als Basis für allenfalls erforderliche Anpassungen der Spitalliste. 

Der Kanton Solothurn hat sich gemäss revidiertem KVG in allen öffentlichen und privaten Spi-
tälern, die auf der Spitalliste irgendeines Kantons aufgeführt sind, anteilsmässig an den Kosten 
der Behandlung von Patientinnen und Patienten mit Wohnsitz im Kanton Solothurn zu betei-
ligen (ab 1. Januar 2017 mindestens zu 55%). Aufgrund der freien Spitalwahl ist die mit dem 
Neubau des Bürgerspitals Solothurn verbundene Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der So-
lothurner Spitäler AG (soH) für den Kanton Solothurn von vitalem Interesse, da heute über 
40% der Spitalbehandlungen der Solothurner in ausserkantonalen Spitälern erfolgen. 

B.3.2.1 Prävention und Gesundheitsförderung weiterführen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Prävention und Gesundheitsförderung sollen im bisherigen Rahmen weitergeführt werden.  
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Im Vordergrund steht dabei das zweite 4-jährige kantonale Aktionsprogramm Gesundes Kör-
pergewicht, das hälftig von der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz finanziert wird. Das 
Aktionsprogramm Gesundes Körpergewicht richtet den Fokus auf Kinder und Jugendliche. Es 
läuft Ende 2016 aus. Per 1. Januar 2017 soll ein Anschlussprogramm implementiert werden, 
dessen Kosten wiederum zur Hälfte von der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz getragen 
werden. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Kant. Aktionsprogramm Gesundes Körpergewicht 2017-
2020 ist implementiert.  

31.12.2016 

 

B.3.2.2 Spitalversorgung Nordwestschweiz (Kantone AG, BL, BS und SO) evaluieren 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die seit 1. Januar 2012 gültige Spitalliste des Kantons Solothurn basiert auf der Nordwest-
schweizer Spitalplanung. Anhand der regionalen und überregionalen Patientenströme 2011 
bis 2013 soll die Spitalversorgung der Nordwestschweizer Kantone gemeinsam evaluiert wer-
den. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Auswertung Monitoringbericht ist erfolgt. 31.12.2015 

 

B.3.2.3 Neubau Bürgerspital Solothurn termingemäss realisieren 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Das heutige Bürgerspital Solothurn genügt den Anforderungen an ein zukünftiges Akutspital 
nicht. Anlässlich der Volksabstimmung vom 17. Juni 2012 stimmten die Stimmbürger/innen 
dem Neubau des Bürgerspitals mit 65,1% klar zu. Angesichts der freien Spitalwahl ist die mit 
dem Neubau verbundene Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der soH für den Kanton Solo-
thurn von grossem Interesse. In den kommenden Jahren ist der Neubau plangemäss zu erstel-
len. Der Behandlungstrakt und das Bettenhaus sollen bis 2019 fertig sein, der Abbruch der 
zentralen Altbauten sowie der Neubau des Wirtschaftstraktes 2022. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Baubeginn Behandlungstrakt und Bettenhaus ist erfolgt.  31.12.2015 
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B.3.2.4 Zeitpunkt und Modalitäten der Immobilienübertragung auf die soH festlegen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 3   

Das Eigentum an den Spitalimmobilien soll auf die soH übertragen werden. Angesichts der 
noch immer zahlreichen offenen Fragen und Unsicherheiten im Zusammenhang mit der neu-
en Spitalfinanzierung (z.B. Abgeltung Anlagenutzungskosten), der unterschiedlichen Situation 
in den einzelnen Kantonen, des anstehenden Neubaus des Bürgerspitals Solothurn und der 
fehlenden Erfahrungen ist die Frage des Übertragungszeitpunkts noch offen. Dies gilt auch 
für die Frage, wie die Übertragung erfolgen soll. In den kommenden Jahren ist die Entwick-
lung zu beobachten und bis Ende Legislaturperiode 2013-17 sind im Rahmen der Eignerstrate-
gie des Kantons Solothurn für die soH der Zeitpunkt und die Modalitäten für die Übertragung 
des Eigentums an den Spitalimmobilien auf die soH festzulegen (vgl. PB 081/2012 vom 26. Juni 
2013). 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Zeitpunkt und Modalitäten im Rahmen der soH-
Eignerstrategie sind festgelegt.  

31.07.2017 

 

B.3.3 Öffentliche Sicherheit gewährleisten 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Die individualisierte 24h-Gesellschaft artikuliert unterschiedliche Sicherheitsbedürfnisse ge-
genüber den staatlichen Sicherheitsbehörden, wodurch es zu Zielkonflikten zwischen den Inte-
ressen der Gemeinschaft und der persönlichen Freiheit kommen kann. Das Erreichen einer ho-
hen objektiven und subjektiven Sicherheit ist anforderungsreich: Bei der Gewährleistung der 
objektiven Sicherheit liegt die Herausforderung in der gleichzeitigen Bekämpfung der her-
kömmlichen sowie der neuen Formen der Kriminalität, und dies mit den vorhandenen knap-
pen Ressourcen. Die Bekämpfung von Kriminalitätsphänomenen, die das Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung in besonderer Weise beeinträchtigen (z.B. Jugendkriminalität, Einbruchdiebstäh-
le, Gewaltdelikte), ist weiterhin ein Schwerpunkt. Zusätzlich sind neue Kriminalitätsphänome-
ne verstärkt zu bekämpfen (Internetkriminalität, vermehrte Fälle mit internationalem Bezug), 
wenn die Polizei Sicherheitsdefizite vermeiden will. Es ist auch Aufgabe des Staates, Massnah-
men zu ergreifen, die das Sicherheitsgefühl (subjektive Sicherheit) stärken.  

Im Straf- und Massnahmenvollzug steigen die Anforderungen zusehends, weil die Insassen in 
ihrem psychischen und sozialen Verhalten zunehmend komplexe Störungen aufweisen. Nach 
der Schliessung der Strafanstalt Schöngrün Ende 2014 wird der Kanton Solothurn den offenen 
Strafvollzug nicht mehr anbieten. Solothurner Straftäter, die im offenen Vollzug unterge-
bracht werden müssen, werden in die beiden Anstalten Wauwilermoos und Witzwil eingewie-
sen. Anfangs 2015 erfolgt die Inbetriebnahme der neuen, geschlossenen Justizvollzugsanstalt 
in Deitingen (JVA Solothurn). 

 

B.3.3.1 Prävention optimieren 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Verhütung von Straftaten stellt eine gesetzliche Kernaufgabe der Polizei dar. Der Präven-
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tionsgedanke soll insbesondere dort umgesetzt werden, wo ein wesentlicher Beitrag zum 
Schutz von Leben und Gesundheit der Bevölkerung sowie von Sachwerten geleistet werden 
kann. Mit dem kantonalen Bedrohungsmanagement (KBM) sollen schwere Gewalttaten ver-
hindert werden (z.B. Amok, Tötungsdelikte im Rahmen häuslicher Gewalt oder von Stalkern, 
schwerwiegende Sachbeschädigungen wie Brandstiftungen), dies dank einem frühzeitigen Er-
kennen von bedrohlichem Verhalten und den (aufgrund einer richtigen Einschätzung) ge-
troffenen Massnahmen. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

KBM mit den entsprechenden Gesetzesbestimmungen ist 
umgesetzt; Amtsstellen sind vernetzt. 

31.12.2014 

 

B.3.3.2 Sicherheit im Strassenverkehr verbessern 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Verkehrssicherheitsarbeit erfolgt risiko- und unfallursachenorientiert und unter Verwen-
dung moderner Technik, so dass trotz Verkehrszunahme die Verkehrssicherheit gewährleistet 
ist. 2009-2012 war die Unfallursache im Durchschnitt bei 7,8% aller Unfälle „Fahren in ange-
trunkenem Zustand“ (FiaZ) und bei 12,4% die zu hohe Geschwindigkeit. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Anteil Unfälle mit Ursache FiaZ bzw. Geschwindigkeit ist 
im Durchschnitt der Jahre 2013-2016 tiefer als im Durch-
schnitt der Jahre 2009-2012 (%). 

<7.8 bzw. <12.4 

 

B.3.3.3 Subjektive und objektive Sicherheit stärken 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Polizei orientiert sich in ihrer Organisation und ihrem Handeln an den sich wandelnden 
Bedürfnissen und Herausforderungen der Gesellschaft, um unter Berücksichtigung der vor-
handenen knappen Ressourcen eine hohe subjektive und objektive Sicherheit zu gewährleis-
ten. Im Sinne einer effizienten und effektiven Polizeiarbeit ist die Zusammenarbeit mit den 
drei Stadtpolizeien unter Berücksichtigung aller Modelle zu überprüfen. Insbesondere ist zu 
prüfen, welche polizeilichen Aufgaben ressourcenschonend integral zu erfüllen sind. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Offen  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Konzept mit geklärten Schnittstellen und gezielt auf die 
Organisation abgestimmten Zuständigkeiten liegt vor.  

31.12.2015 
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B.3.3.4 Schwerverkehrszentrum Oensingen in Betrieb nehmen 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Die Polizei betreibt im Auftrag des Bundes (ASTRA) ein Schwerverkehrskontrollzentrum 
(SVKZ) in Oensingen. Die Hauptachsen A1 und A2 und damit der West-Ost- und Nord-Süd-
Verkehr durchqueren den Kanton Solothurn teilweise auf demselben Trassee. Der Raum 
Oensingen-Egerkingen-Härkingen verzeichnet daher eine der höchsten Verkehrsdichten der 
Schweiz, vor allem im Bereich Schwerverkehr. Mit einem SVKZ wird gewährleistet, dass die 
Werte der Luftreinhalteverordnung eingehalten werden können und die Risiken des zuneh-
menden (internationalen) Schwerverkehrs aufgrund von Stichprobekontrollen von Fahrern, 
Fahrzeugen und Ladungen minimiert werden können, womit die Verkehrssicherheit erhöht 
wird. Eigentümer des SVKZ ist der Bund (Nationalstrassenanlage), die Rolle des Bauherrn ob-
liegt dem Kanton (Bau- und Justizdepartement). Leistungsbesteller ist das UVEK und Leis-
tungserbringer im Auftrag des Bundes ist der Kanton bzw. die Kantonspolizei. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Vorlage (B+E) zuhanden des Kantonsrates ist beschlossen.  31.12.2014 

 

B.3.3.5 Strategie Untersuchungsgefängnisse weiterentwickeln 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 3   

Die Strategie Untersuchungsgefängnisse ist weiterzuentwickeln. Gestützt auf eine Wirtschaft-
lichkeitsrechnung soll über den künftigen Standort bzw. die künftigen Standorte entschieden 
werden. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Entscheid Regierungsrat über Standort(e) 30.06.2014 

 

B.3.4 Kulturelle Vielfalt pflegen 

Herausforderung des strategischen Ziels 

Die kulturelle Vielfalt ist die Basis jeder Standortattraktivität und eine der Voraussetzungen er-
folgreich vernetzter Wissensgesellschaften. Wir engagieren uns deshalb bei konkreten Projek-
ten der Kulturförderung und der Kulturpflege. 

 

B.3.4.1 Zentralbibliothek Solothurn (ZBS) infrastrukturell und konzeptionell stärken 

Erläuterung des Handlungsziels: Priorität: 2   

Investitionen sind zu ermöglichen (Sanierungen, Digitalisierung, Ergänzung Magazintrakt) 
und es ist eine partnerschaftliche Zusammenarbeit auf Stufe Trägerschaft zwischen Kanton, 
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Region und Stadt Solothurn sicherzustellen. 

Gesetzesanpassung: Umschreibung: 

Keine  

Indikator (Masseinheit): Standard: 

Leistungsvereinbarungen liegen vor. 

Sammlungen sind wissenschaftlich dokumentiert und 
öffentlich zugänglich (%). 

31.12.2015 

 

100% (31.7.2017) 



C) Anhang  26 

 

 

C) Anhang 

 

C.1 Planungsbeschlüsse des Kantonsrates  
 
(wird nach der Beratung im Kantonsrat ergänzt) 

 



Legislaturplan 2009 - 2013: Bilanz per Ende Juli 2013 Beilage 2 (SGB 188/2013) 

Nr. Strategisches Ziel

Handlungsziel / Massnahme

Priorität Finanz-

bedarf

Gesetzesanpassung Indikator  (Masseinheit) Standard IST 2013 Status Bemerkungen

C.1.1 Qualität der Bildung auf allen Stufen sichern 
und weiterentwickeln

1.1.1 Schulleitungen der Volksschulen und kantonalen 
Schulen festigen

1 2.0 Mio. BGS 413.215.5. 
Schulleitungs-VO

Die kantonale Schülerpauschale für die 
Schulleitungstätigkeit wird von heute 400 Fr. auf neu 
560 Fr. gesetzt (Franken pro Schüler)

560 560 erl. RRB Nr. 2010/1603 vom 7.9.2010

Anteil öffentlicher Schulen, welche nach kantonalen 
Richtlinien erfolgreich zertifiziert sind (inkl. QM + 
Leistungsvereinbarung) (%)

100 100 erl. Die Zertifizierung der Volksschulen wurde am 
31.12.2010 abgeschlossen. Die 
Leistungsvereinbarungen mit den Schulträgern 
werden erarbeitet und auf  Schuljahresbeginn 
2012/2013 in Kraft gesetzt. Die PQ-LEBO-
Systeme der kantonalen Schulen wurden 2011 
evaluiert. Die beiden Kantonsschulen wurden 
durch das Institut für Externe Schulevaluation 
Sekundarstufe II (IFES) der Schweiz. Konferenz 
der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) 
evaluiert (KS Olten 2007, KS Solothurn 2010). 
Die GIBS Solothurn wurde im Herbst 2011, das 
BBZ Olten im Frühling 2012 und das BZ-GS im 
Herbst 2012 evaluiert.

1.1.2 Bildungsstandort Kanton Solothurn stärken 1 Neubauten FHNW Olten, KBS bezugsbereit. 
Sanierung Kantonsschule Olten und BBZ Olten 
beschlossen und in Arbeit (Termin)

01.12.2013 i.A. Der Bezug des Neubaus für die FHNW ist 
planmässig im Sommer 2013 erfolgt.
Neubau für BBZ Solothurn: Die Vorlage wurde 
mit Volksabstimmung vom 11.3. 2012 deutlich 
angenommen. Projekt- und 
Ausführungsplanung sind in Bearbeitung. 
Verzögerungen ergaben sich aufgrund von 
Einsprachen.
Kantonsratsbeschluss Gesamtsanierung 
Kantonsschule Olten: Bewilligung des 
Verpflichtungskredites im Dezember 2012 
(SGB 149/2012 vom 5.12.2012).

C.1.2 Bildungsgerechtigkeit erhöhen und 
Bildungspotentiale fördern

1.2.1 Schuleingangsbereich neu gestalten
(Kantonsratsbeschluss 148/2009 PB 4)

1
3

4.2 Mio. BGS 111.1 Verfassung 
des Kantons Solothurn

Verfassungs- und Gesetzesanpassungen integrieren 
den Kindergarten in die Volksschule (Termin)

01.08.2011 erl. Die Zustimmung zum HarmoS Konkordat 
erfolgte mit Volksabstimmung vom 26.9.2010.

1.2.2 Tagesschulstrukturen flächendeckend ermöglichen / 
Familien fördern

2 4.5 Mio. BGS 413.111 
Volksschulgesetz (VSG)

Anteil Gemeinden mit Tagesschulstrukturen bis Ende 
Legislatur (%)

50 sist. Die Volksinitiative "Familienfreundliche 
Tagesstrukturen in den Solothurner 
Gemeinden" wurde in der Volksabstimmung  
vom 13.2.2011 abgelehnt.

Alle Schulen haben einen Zusammenarbeitsvertrag 
Schule-Eltern-Kind bis (Termin)

01.08.2013 i.A. Die flächendeckende Einführung wurde mit 
Weisung des DBK vom 4.2.2010 auf den 
Schuljahresbeginn 2012/2013 festgelegt.

1.2.3 Integration für Kinder mit besonderem Bildungs-
bedarf optimieren (Sozioökonomische Benachteili-
gung, Fremdsprachigkeit, Hochbegabung)

2 3.5 Mio. BGS 413.111 
Volksschulgesetz (VSG)

Tertiärabschlussquote: Anzahl Abschlüsse 
Hochschulen, FH, höhere Berufsbildung steigern (%)

5 i.A. Freizügigkeit für den Schulbesuch im 
Hochschulbereich und in der höheren 
Berufsbildung wird gewährleistet. Im Zug der 
Reform der Sekundarstufe I werden die 
Aufnahmebedingungen für die 
weiterführenden Schulen neu definiert.

Politischer Schwerpunkt:
C.1 Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Kantons Solothurn stärken
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Legislaturplan 2009 - 2013: Bilanz per Ende Juli 2013 Beilage 2 (SGB 188/2013) 

Nr. Strategisches Ziel

Handlungsziel / Massnahme

Priorität Finanz-

bedarf

Gesetzesanpassung Indikator  (Masseinheit) Standard IST 2013 Status Bemerkungen

C.1.3 Interkantonale Zusammenarbeit und 
Harmonisierung auf allen Schulstufen 
verstärken

1.3.1 Bildungswege interkantonal aufeinander abstimmen; 
Beitritte zum HARMOS-Konkordat und 
Sonderpädagogik-Konkordat.

2 BGS 111.1 Verfassung 
des Kantons Solothurn 
(KV)

Alle Kinder im Kindergartenalter besuchen den 
Kindergarten (%)

100 100 i.A. In der Volksabstimmung vom 26.9.2010 wurde 
dem Beitritt zum HarmoS-Konkordat 
zugestimmt. Zum Sonderpädagogik-Konkordat 
liegen infolge des Schulversuchs gem. RRB Nr. 
2011/227 vom 1.2.2011 noch keine Beschlüsse 
vor.

1.3.2 Lehrplan 21 einführen 1 0.8 Mio. Zustimmung zum einheitlichen Lehrplan 21 
(ja/nein)

ja i.A. Der Lehrplan 21 ist seit Juli 2013 bei den 
Kantonen in der Vernehmlassung. 

1.3.3 Zusammenarbeit im Bildungsraum Nordwestschweiz 2 BGS 413.111 
Volksschulgesetz (VSG)

Erste Schulabgänger erhalten einen vierkantonalen 
Volksschulabschluss (Termin)

01.08.2012 i.A. Wird im Rahmen des Bildungsraumes 
Nordwestschweiz entwickelt und im August 
2014 umgesetzt.

C.1.4 Nachhaltige Finanzpolitik

1.4.1 Eigenkapital und somit Handlungsspielraum erhalten 1 Evtl. BGS 115.1 
Gesetzgebung über die 
wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung

Prozess für Massnahmenplan erstellt (Termin) 30.12.2009 DA Die bekannten Kostensteigerungen in 
verschiedenen Bereichen, Ertragsausfälle sowie 
hohe Investitionen führten in der Rechnung 
2012 zu einem Finanzierungs-
fehlbetrag von 172.5 Mio. Franken. Zur 
Reduktion des strukturellen Defizites wurde 
das Massnahmenpaket 2013 mit einem 
Einsparpotential von 100 Mio. Franken 
vorgelegt. Der Kantonsrat hat jedoch lediglich 
Massnahmen im Umfang von 30 Mio. Fr. 
beschlossen. Es wurde daher ein weiteres 
Massnahmenpaket ausgearbeitet.

C.1.5 Wirtschafts- und Arbeitsort stärken

1.5.1 Wirtschaftliches Wachstum fördern 1 neue Arbeitsplätze pro Jahr (Anzahl) 450 364 DA 2009: 433     2011: 492
2010: 456     2012: 505

1.5.2 Soziale Absicherung des strukturellen Wandels 2 Wirkungsindex RAV/LAM/KAST im interkantonalen 
Benchmark (gesamtschweiz. Durchschnitt 100) 

101 103 DA 2009: 106     2011: 108
2010: 103     2012: 109

Seite 2 krb_beilage02_def_bilanz.xls
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Nr. Strategisches Ziel

Handlungsziel / Massnahme

Priorität Finanz-

bedarf

Gesetzesanpassung Indikator  (Masseinheit) Standard IST 2013 Status Bemerkungen

C.1.6 Bedarfs- und zukunftsgerichtete Verkehrs-
infrastruktur erhalten bzw. aufbauen

1.6.1 Anteil des öffentlichen Verkehrs am Gesamtverkehr 
erhöhen:
Mit optimierten Buskonzepten in den Regionen Olten 
und Grenchen wird ein verbessertes Angebot zur 
erhöhten Benützung des öffentlichen Verkehrs, vorab 
im Berufsverkehr geschaffen.

2 16.0 Mio. Veränderung Modalsplit Berufsverkehr zugunsten ÖV 
und Langsamverkehr 
(Anteil öffentlicher Verkehr in Prozent)

18 19 i.A. Die Stärkung des öffentlichen Verkehrs ist 
besonders ausgeprägt in Gebieten, wo 
konkrete Massnahmen zu Gunsten des ÖV 
getroffen wurden (Solothurn und Umgebung, 
Däniken).

In allen Regionen des Kantons Solothurn den Anteil 
des öffentlichen Verkehrs am Gesamtverkehr erhöhen 
(Kantonsratsbeschluss 148/2009 PB 17).

1.6.2 Umfahrung Olten realisieren 1 317 Mio. Halbierung des Verkehrsaufkommens auf der 
Solothurnerstrasse H5 und beim Bahnhof Olten 
(Prozent)

50 i.A. Die Umfahrung ist fertiggestellt. Die 
Evaluation der Projektziele erfolgt laufend. 
Eine abschliessende Bilanz wird nach 
Realisierung der flankierenden Massnahmen 
im 2016 gezogen.

1.6.3 Grossräumige Verkehrsplanung:
Die Verkehrsplanung soll vermehrt regional und 
übergeordnet koordiniert erfolgen (vor allem im Gäu, 
im Niederamt und im Wasseramt).
(Kantonsratsbeschluss 148/2009 PB 18)

kein Indikator definiert i.A. Im Rahmen der Erarbeitung der 
Agglomerationsprogramme Olten Zofingen 
Aarau sowie Solothurn wird die 
Verkehrsplanung regional abgestimmt. 
Eingabe Agglomerationsprogramme der 
2. Generation ist Mitte 2012 erfolgt.

C.1.7 Zusammenarbeit auf allen Staatsebenen 
intensivieren

1.7.1 Aufgabenfelder zwischen Kanton und Gemeinden 
sowie innerkantonaler Finanz- und Lastenausgleich 
nach NFA-Grundsätzen neu gestalten

1 BGS 131.71 
Finanzausgleichsgesetz

Entsprechende Vorlage (B+E) soll dem Kantonsrat 
vorgelegt werden bis (Termin)

01.12.2013 i.A. Im Juli 2011 wurden die Fachkonzepte vom 
Leitorgan verabschiedet.

1.7.2 Anreize für Strukturanpassungen und 
Gemeindefusionen verstärken

2 BGS 131.3 Verzeichnis 
der Solothurner 
Gemeinden

Die Kantonale Gesetzgebung soll von 
Fusionshindernissen befreit und die Anzahl 
Gemeindefusionen gesteigert werden (Anzahl 
Gemeindefusionen pro Jahr)

2 2 i.A. Neues Instrument für die Sanierung von 
strukturschwachen Gemeinden wurde 
geschaffen (gemäss KRB Nr. 197/2009 und RRB 
Nr. 2009/2089). Zur Zeit 3 laufende 
Fusionsprojekte mit 17 beteiligten Gemeinden.

1.7.3 Konzept für E-Government im Kanton Solothurn 
erstellen

2 E-Government IT-Strategiekonzept wird dem 
Regierungsrat unterbreitet (Termin)

01.12.2013 21.02.2013 erl. Konzept wurde im Febr. 2012 termingerecht 
vorgelegt (RRB 2012/354 und 2012/1146).

C.1.8 Image des Kantons fördern

1.8.1 Förderung eines einheitlichen Erscheinungsbildes 2 Konzept zur Förderung der Corporate Identity liegt 
vor (Termin)

01.12.2013 sist. Wegen fehlenden Ressourcen wurde dieses 
Projekt sistiert.

Seite 3 krb_beilage02_def_bilanz.xls



Legislaturplan 2009 - 2013: Bilanz per Ende Juli 2013 Beilage 2 (SGB 188/2013) 

Nr. Strategisches Ziel

Handlungsziel / Massnahme

Priorität Finanz-

bedarf

Gesetzesanpassung Indikator  (Masseinheit) Standard IST 2013 Status Bemerkungen

C.2.1 Attraktive Raumentwicklung nachhaltig 
gewährleisten

2.1.1 Gesamtüberprüfung der räumlichen Entwicklung. 
Ausgewogene Siedlungs- und Landschaftsräume 
entwickeln

1 Keine Zunahme der Siedlungsflächenbedarfs pro 
Einwohner gegenüber dem Jahr 2006 

keine
 Zunahme

keine 
Zunahme

i.A. Daten wurden bisher alle 4 Jahre und werden 
ab 2012 jährlich erhoben.

2.1.2 Agglomerationen entwickeln 1 Veränderung Modalsplit Berufsverkehr zugunsten ÖV 
und Langsamverkehr (Anteil Berufsverkehr in 
Prozent)

18% 19% i.A. Die Stärkung des öffentlichen Verkehrs ist 
besonders ausgeprägt in Gebieten, wo 
konkrete Massnahmen zu Gunsten des ÖV 
getroffen wurden (Solothurn und Umgebung, 
Däniken).

2.1.3 Ökologische Ausgleichsflächen fördern 2 Steigerung der Ausgleichsfläche (ha) 100 195 i.A. Mehrjahresprogramm Natur- und Landschaft 
(MJPNL) 2008 -2020

C.2.2 Energie: Effizienter Einsatz fördern

2.2.1 Energieeffizienz und erneuerbare Energien fördern 1 Verhältnis Förderbeitrag in Franken zu Investitionen 
soll sich im Bereich von 1:10 bewegen (Verhältnis)

 '1:10 1:8 DA Wegen den gewollt höheren Beitragssätzen 
und den tieferen Anlagekosten ist das 
Erreichen der Zielvorgabe nicht mehr möglich.

2.2.2 Rahmenbedingungen zur Versorgungssicherheit 
unterstützen

1 Ein Engpass in der Energieversorgung soll verhindert 
werden.

ja ja DA Bisher ist kein Engpass in der 
Energieversorgung aufgetreten.

C.2.3 Gefahrenpotentiale vermindern

2.3.1 Siedlungs- und Kulturräume vor Naturgefahren 
schützen

1 24.0 Mio. Hochwasserschutz- und Revitalisierungsprojekte 
Emme und Aare:  Genehmigung der Planung (Termin)

2011/2010 2013/2014 i.A. Aare, vorgezogene Massnahmen: realisiert, 
Aare, Gesamtprojekt: Zustimmung zum 
Verpflichtungskredit von 27,5 Mio Fr. ist mit 
Volksabstimmung vom 9.6.2013 erfolgt. 
Emme, Kantonsgrenze bis Wehr Biberist: 
realisiert; Emme Wehr Biberist bis 
Einmündung Aare: Projektierung läuft 
(Kostenschätzung: ca. 67 Mio Fr. (inkl. 
Altlastensanierung).

2.3.2 Altlasten systematisch sanieren ("Stadtmist 
Solothurn")

1 0.05 Mio. Untersuchungen abgeschlossen (Termin) 01.12.2009 31.12.2013 i.A. Die Detailuntersuchungen werden Ende 2013 
abgeschlossen sein. Bis Ende 2014 wird eine 
Sanierungsvariante ausgearbeitet 
(Untersuchungskosten: ca. 2 Mio. Fr.).

Politischer Schwerpunkt:
C.2 Natürliche Lebensgrundlagen schützen
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Nr. Strategisches Ziel

Handlungsziel / Massnahme

Priorität Finanz-

bedarf

Gesetzesanpassung Indikator  (Masseinheit) Standard IST 2013 Status Bemerkungen

C.3.1 Soziale Sicherheit bedarfsgerecht gewährleisten

3.1.1 Ausgewogenes Modell zur Prämienverbilligung 
entwickeln

1 8.0 Mio. BGS 831.1 Sozialgesetz 
(SG)

Selbstbehalt beim Medianwert steuerbares 
Einkommen (%)

8 10 DA

3.1.2 Ausländische Wohnbevölkerung besser integrieren 2 Anzahl erfolgreiche Integrationsvereinbarungen 
(Anzahl/Jahr)

300 500 DA

3.1.3 Behindertengleichstellungsgesetz umsetzen 2 0.2 Mio. Bundesrat genehmigt Konzept  
(ja/nein)

ja ja erl. Schreiben des Bundesamtes für 
Sozialversicherungen vom 1.10.2010.

3.1.4 Heimplanung überarbeiten 2 0.1 Mio. KR stimmt Heimplanung zu 
(ja/nein)

ja nein i.A. B+E Pflegeheimplanung 2020 zuhanden KR ist 
beschlossen (RRB Nr. 2013/1356 vom 2.7.2013).

3.1.5 Stärkung Eigenverantwortung:
Es ist aufzuzeigen, mit welchen konkreten 
Massnahmen die Eigenverantwortung gestärkt wird. 
Bei den Massnahmen sind die Kosten, der erwartete 
Nutzen und die Tragung der Kosten zu definieren. 
Das Konzept soll bis 31.12.2010 vorliegen. 
(Kantonsratsbeschluss SGB 148/2009 PB 26)

kein Indikator definiert i.A. Im Sozialbericht 2013 sind die erforderlichen 
Voraussetzungen zur Stärkung der 
Eigenverantwortung im Kapitel 
"Eigenverantwortung und soziale Sicherheit" 
dargestellt (RRB Nr. 2013/1358 vom 2.7.2013). 
Die Erkenntnisse werden insbesondere im 
Rahmen der Strategie gegen Armut und bei 
den Massnahmen zur Dämpfung der 
Sozialkosten berücksichtigt.

3.1.6 Gesundheitsförderung- und Präventionsstrategie:
Sobald der Bundesrat im Rahmen des Vollzugs des 
Bundesgesetzes über Prävention und Gesundheits-
förderung die nationalen Ziele für Prävention, 
Gesundheitsförderung und Früherkennung festgelegt 
hat, ist auf deren Basis eine Umsetzungs-Strategie für 
den Kanton Solothurn auszuarbeiten.
(Kantonsratsbeschluss SGB 148/2009 PB 28)

kein Indikator definiert erl. Der Bund hat auf ein Präventionsgesetz 
verzichtet. 

C.3.2 Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen

3.2.1 Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit durch bessere 
Integration der Jugendlichen mit schulischen, 
sprachlichen und sozialen Problemen in den 
Arbeitsmarkt.

1 0.3 Mio. Abschlussquote Sek-II grösser als 
(%)

95 95 i.A. Anzahl Lehrverhältnisse wurde stetig erhöht. 
Brückenangebote und Case Management 
Berufsbildung sind eingeführt.

C.3.3 Bedarfsgerechte Spitalversorgung sicherstellen

3.3.1 Leistungsorientierte Spitalfinanzierung einführen 1 Abrechnung Kanton-soH gemäss Fallpauschalen 
(SwissDRG) ab 1.1.2012 (ja/nein)

ja ja erl. RRB Nr. 2011/1931 vom 13.9.2011 (B+E GB soH)

3.3.2 Spitalplanung gemäss KVG erarbeiten 1 Spitalplanung 1. Etappe liegt 2010 vor  (ja/nein) ja ja erl. RRB Nr. 2011/167 vom 24.1.2011

3.3.3 Planung Neubau Bürgerspital Solothurn 1 4.8 Mio. Volksabstimmung Neubau Bürgerspital Solothurn 
2012 erfolgt  (ja/nein)

ja ja erl. Neubau wurde in der Volksabstimmung vom 
17. Juni 2012 mit 65,1% angenommen.

3.3.4 Pflegekonzept:
Bei der Umsetzung der Akut- und Übergangspflege 
gemäss KVG ist folgende Strategie zu verfolgen:
- Sicherstellung der Pflegequalität
- Leistungsauftrag „Akut- und Übergangspflege“ an 
Solothurner Spitäler AG (soH)
- enge Zusammenarbeit zwischen soH und Spitex.
(Kantonsratsbeschluss SGB 148/2009 PB 32)

kein Indikator definiert erl. RRB Nr. 2010/1204 vom 29.6.2010 (Verordnung 
über die Akut- und Übergangspflege)

Politischer Schwerpunkt:
C.3 Gesellschaftlichen Zusammenhalt wahren
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Nr. Strategisches Ziel

Handlungsziel / Massnahme

Priorität Finanz-

bedarf

Gesetzesanpassung Indikator  (Masseinheit) Standard IST 2013 Status Bemerkungen

C.3.4 Öffentliche Sicherheit gewährleisten

3.4.1 Massnahmenpaket Raser umsetzen 1 Massnahmen Raser umgesetzt 
(ja/nein)

ja ja erl. Alle Massnahmen im Zuständigkeitsbereich 
des Kantons sind umgesetzt (für die 
Massnahmen der Standesinitiative ist der Bund 
zuständig).

3.4.2 Strategie Untersuchungsgefängnisse (UG) erarbeiten 3 Strategie Untersuchungsgefängnisse wird vom 
Regierungsrat 2012 genehmigt (ja/nein)

ja nein i.A. Aufgrund der noch ausstehenden Grundlagen 
des Bundes im Bereich der Ausschaffungshaft 
erfolgt der Standort(e)-Entscheid erst 2014.

3.4.3 Stärkung der subjektiven und objektiven Sicherheit 2 evtl. Konzept über engere Zusammenarbeit bis hin zur 
Einheitspolizei liegt vor (ja/nein)

ja ja erl. Neues Modell der Zusammenarbeit zwischen 
Stadtpolizeien und Kantonspolizei beschlossen 
(RRB Nr. 2010/1291 vom 6.7.2010). Auf Basis 
der Evaluation 2013 erfolgen weitere 
Massnahmen zur besseren und engeren 
Zusammenarbeit  mit Zeitfenster 2015.

3.4.4 Verhinderung bzw. Eindämmung von 
Jugendkriminalität:
In den letzten Jahren hat der Kanton mit der Einfüh-
rung der Jugendpolizei eine erste erfolgreiche Mass-
nahme ergriffen. Zusätzlich präventive und repressi-
ve Massnahmen sind aber unumgänglich, um der 
wachsenden Gewaltbereitschaft Einhalt zu gebieten. 
Ein besonderer Augenmerk ist auf den zunehmen-
den Alkoholkonsum von Jugendlichen zu legen.
(Kantonsratsbeschluss 148/2009 PB 35)

kein Indikator definiert erl. B+E  Änderung KAPO-Gesetz enthält die 
gesetzliche Grundlage, um Alkohol bei 
Jugendlichen sicherzustellen (RRB Nr. 2013/837 
vom 14.5.2013).

C.3.5 Kulturelle Vielfalt pflegen

3.5.1 Zentralbibliothek Solothurn und Museum Altes 
Zeughaus infrastrukturell und konzeptionell stärken.

2 10.0 Mio. Sammlungen sind wissenschaftlich dokumentiert und 
öffentlich zugänglich (%)

100 80 i.A. Die Bestände sind auch im Internet abrufbar.

3.5.2 Vermittlung von kantonaler Geschichte als Teil der 
Kulturpflege

2 Museumsverbund ist eingeführt 
(ja/nein)

ja ja erl. Die Gründungsversammlung fand im 
November 2009 statt.

Legende zu Spalte Status:
DA Daueraufgabe
i.A. in Arbeit; Abweichungen sind in Spalte "Bemerkungen" aufgeführt
erl. erledigt; Vorhaben ist abgeschlossen
sist. sistiert; Vorhaben ist vorläufig oder definitiv gestoppt
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